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1924 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Finanzausschusses 

über die Regierungsvorlage (1914 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz 
über das Wirksamwerden der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetz 
– ZGVG) erlassen wird sowie das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz und das 
Finalitätsgesetz geändert werden 

Die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und 
Transaktionsregister, ABl. Nr. L 201 vom 27.07.2012 S. 1, soll in der EU zu einer Minderung der von 
außerbörslich („over the counter“) gehandelten Derivatekontrakten (OTC-Derivate) ausgehenden Risiken 
sowie zu einer Verbesserung der Transparenz von Derivatekontrakten führen. Um diese Ziele zu 
erreichen sieht die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 im Wesentlichen folgende unionsweite Regelungen 
vor: 
Einführung einer grundsätzlichen Clearingpflicht für jene OTC-Derivate, die für ein Clearing durch eine 
zentrale Gegenpartei als geeignet eingestuft werden; 
Einführung von Risikomanagementverfahren zur Minimierung des Gegenparteiausfallrisikos im 
Zusammenhang mit OTC-Derivaten, die keiner Clearingpflicht durch zentralen Gegenpartei unterliegen; 
Steigerung der Transparenz durch die Einführung einer Meldepflicht für (zentrale) Gegenparteien 
hinsichtlich der Einzelheiten der abgeschlossenen Derivatekontrakte an sogenannte Transaktionsregister; 
Harmonisierung der Zulassungs-, Aufsichts- und Organisationsvorschriften für zentrale Gegenparteien 
und Transaktionsregister. 
Der vorliegende Gesetzesentwurf soll jene Bestimmungen in das österreichische Recht einfügen, die 
notwendig sind, damit die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 in Österreich wirksam werden kann. 
Dementsprechend muss insbesondere eine zuständige Behörde, die an dem in der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 vorgesehenen Aufsichtssystem im Interesse des österreichischen Finanzmarktes mitwirkt 
und in diesem Zusammenhang die in der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 vorgesehenen Aufgaben und 
Befugnisse wahrnimmt, benannt werden. Überdies müssen gesetzliche Vorschriften betreffend 
Sanktionen für Verstöße gegen die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 und die für einen wirkungsvollen 
Vollzug notwendigen sonstigen begleitenden Verfahrens- und Aufsichtsvorschriften vorgesehen werden. 
Die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 tritt am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft, zu diesem Zeitpunkt sollten die Mitgliedstaaten auch die Kommission und 
die ESMA über die jeweils zuständige(n) Behörde(n) im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
unterrichten. Da die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 am 27. Juli 2012 im Amtsblatt der europäischen 
Union veröffentlicht wurde, sind die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für ein Wirksamwerden 
auf nationaler Ebene unverzüglich zu schaffen. 
Der vorliegende Entwurf stützt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 5 B-VG (Börse- und Bankwesen). 
Der Finanzausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 2. Oktober 2012 in 
Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich im Anschluss an die Ausführungen des 
Berichterstatters Abgeordneten Ing. Mag. Hubert Kuzdas die Abgeordneten Ing. Peter Westenthaler, 
Wolfgang Zanger und Mag. Peter Michael Ikrath sowie der Staatssekretär im Bundesministerium für 
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Finanzen Mag. Andreas Schieder und der Ausschussobmann Abgeordneter Dkfm. Dr. Günter 
Stummvoll. 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf einstimmig 
beschlossen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanzausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (1914 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 2012-10-02 

 Ing. Mag. Hubert Kuzdas Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
 Berichterstatter Obmann 
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